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ausländischer Berufsqualifikationen ver-
einfacht und das Angebot an sprach- und 
integrationskursen erweitert. Obwohl die 
positiven Auswirkungen solcher maßnah-
men in der Forschung grundsätzlich belegt 
sind, schlagen sie sich im Zeitvergleich bis-
her nicht in verbesserten Arbeitsmarkt-
kennzahlen nieder. möglicherweise 
braucht es mehr Zeit, bis Verbesserungen 
in der integrationspolitik auch im langfris-
tigen Vergleich sichtbar werden, oder viel-
leicht werden diese durch andere struktu-
relle Veränderungen aufgehoben. Wenn 
sich beispielsweise der Bedarf auf dem 
Arbeitsmarkt zunehmend hin zu qualifi-
zierten Fachkräften verschiebt, dürfte dies 
die integration von einwanderern, die sol-
che Qualifikationen oft nicht vorweisen 
können, nachteilig beeinflussen.

Die Beobachtungen aus über fünf Jahr-
zehnten geben hinweise darauf, wo Pro -
bleme und politischer handlungsbedarf 
bestehen. sie verdeutlichen, dass integra-
tion ein sehr langwieriger Prozess ist und 
dass migranten auch nach Jahrzehnten im 
land stärker von wirtschaftlichen schocks 
getroffen werden als einheimische. ein 
drastisches Beispiel dafür ist die erfah-
rung der nach 1960 eingewanderten türki-
schen Gastarbeiter, deren Beschäftigungs-
quote trotz zunächst hoher erwerbsbeteili-
gung in den frühen 1990er-Jahren um 25 
Prozentpunkte einbrach. Zudem werden 
die erwerbschancen von migranten wei-
terhin stark von herkunft und Bildungs-
hintergrund geprägt. Dieses ergebnis 
unterstreicht die Bedeutung einer voraus-
schauenden Zuwanderungspolitik, auch 
wenn bei der Aufnahme von Flüchtlingen 
natürlich humanitäre statt wirtschaftlicher 
Ziele im Vordergrund stehen. ein ver-
stärkter politischer Fokus auf integrations-
politik hat hier bisher nicht zu nachhalti-
gem erfolg auf dem Arbeitsmarkt geführt.

 Jan stuhler ist Professor im Fachbereich Wirt-
schaft an der Universidad Carlos III in Madrid.  
paul berbée hat als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am ZEW in Mannheim die Studie 
mitverfasst, die unter dem Titel   „The integration 
of migrants in the German labor market: 
evidence over 50 years“ im Fachjournal
 „Economic Policy“ erschienen ist.
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E s waren nicht viele, doch es gab 
sie. etliche  Familienunterneh-
men auf dem Boden der DDr 

wurden nach dem Krieg demontiert 
oder enteignet, die übrig gebliebenen 
wurden drangsaliert und gegenüber 
staatsbetrieben benachteiligt. Viele 
wanderten unmittelbar nach dem Krieg 
in den Westen ab, dazu gehören so nam-
hafte marken wie teekanne, Odol und 
Wella.  Dennoch gab es bis 1972 auch in 
der DDr einen kleinen rest an mittel-
ständischen Familienunternehmen, bis 
der damals frisch an die macht gekom-
mene erich honecker schließlich zum 
finalen schlag ausholte – „zur Beseiti-
gung der Kapitalisten“, wie er sagte –  
und auch die letzten mittelständler noch 
verstaatlicht wurden. 
Bis zu jenem Datum im Februar 1972, 
als das seD-Politbüro die Umwandlung 
der verbliebenen Unternehmen in 
„Volkseigene Betriebe“ beschloss, hat-
ten mittelständische Privatunterneh-
men mit staatlicher Beteiligung noch 
weitermachen können.  Der Wirtschafts-
historiker rainer Karlsch beschreibt in 
seinem lesenswerten Buch  „Familien-
unternehmen in Ostdeutschland“ den 
Niedergang und Neuanfang des ostdeut-
schen mittelstandes von 1945 bis heute 
anhand zahlreicher Beispiele.  

im Buch wird deren schicksal ein-
drucksvoll geschildert. ein besonderer 
DDr-Betrieb war das modeunterneh-
men heinz Bormann. Das Unterneh-
men aus magdeburg avancierte  zu einer 
international geschätzten modefirma. 
Bormann produzierte Kleidung auch für 
große westdeutsche Versand- und Wa-
renhäuser wie Quelle, Otto und Necker-
mann. „heinz Bormann gehörte mit 
einem Jahreseinkommen von 80.000 
mark zu den spitzenverdienern in der 
DDr“, schreibt Karlsch. er habe sich da-
mit einen großbürgerlichen lebensstil 
leisten können, mit Antiquitäten, West-
autos und chauffeur. Den Offizieren der 

DDr-staatssicherheit war er zwar sus-
pekt, in einem stasi-Bericht wurde er als 
„hemmungsloser charakter“ beschrie-
ben; doch ihn schützte lange seine Pro-
minenz und die tatsache, dass sein 
Unternehmen  Devisen ins land brach-
te.  Doch der enteignung 1972 konnte 
auch Bormann nicht entkommen. le-
senswert sind auch die Geschichten des 
Berliner comic-Unternehmens Johan-
nes hegenbarth, (dessen „mosaik“-co-
mics in der DDr Kultstatus errangen) 
und des sportwagenherstellers heinz 
melkus (dessen coupé melkus rs 1000 
der einzige straßenzugelassene sport-
wagen der DDr blieb). 

Das schicksal der meisten Betriebe 
war weniger glanzvoll. Die Vorgaben für 
Unternehmen in der DDr waren strikt. 
„Wer auch nur einigermaßen vernünftig 
wirtschaften wollte, war auf die Über-
tretung staatlicher Anordnungen ange-
wiesen“, schreibt Karlsch. Das öffnete 
tür und tor für Willkür, weil die Funk-
tionäre solche Vergehen entweder groß-
zügig tolerieren oder aber  hart bestrafen 
konnten.   Karlsch zitiert den Besitzer 
eines kleinen maschinenbaubetriebes: 
„man hatte immer das Gefühl, etwas 
Verbotenes zu tun, wenn man Unter-
nehmer war.“

Nach dem mauerfall 1989 begann ein 
schwieriger Neustart. manche erben der 
1972 enteigneten Betriebe stellten  einen 
Antrag auf rückübertragung, aber nur 
wenige reprivatisierungen verliefen rei-
bungslos. Bis heute sind die Umbrüche 
spürbar. Karlsch schildert aber auch  die 
erfolgsgeschichten,  etwa die des Ora-
nienburger spezialfolienherstellers Ora-
fol oder des Dresdner Anlagenbauers  
Von Ardenne. tillmANN NeUscheler

Rainer Karlsch: familienunternehmen
 in Ostdeutschland. Niedergang und Neu-
anfang von 1945 bis heute; (hrsg. von der 
Stiftung Familienunternehmen), Mitteldeut-
scher Verlag, Halle 2023, 368 Seiten, 34 Euro. 
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Im Gefühl, etwas Verbotenes zu tun
Über Familienunternehmen in Ostdeutschland

S eit der Anwerbung der soge-
nannten Gastarbeiter in den 
1960er- und 1970er-Jahren hat 
sich Deutschland zum weltweit 

zweitwichtigsten Zielland für migranten 
entwickelt: im Jahr 2023 lebten hierzu-
lande mehr als 16 millionen menschen 
mit eigener migrationserfahrung – so 
viele wie in keinem anderen land außer 
den UsA. Das entspricht etwa 19 Pro-
zent der Bevölkerung oder knapp 30 
Prozent, wenn auch die zweite Genera-
tion mit einbezogen wird. menschen mit 
migrationsgeschichte sind somit schon 
seit vielen Jahrzehnten ein wesentlicher 
teil unserer Gesellschaft. Gleichzeitig 
hat sich einwanderung im laufe der Zeit 
zu einem der kontroversesten politi-
schen themen entwickelt. ein entschei-
dender Faktor für die wirtschaftlichen 
und sozialen Auswirkungen von mi -
gration ist dabei die integration von ein-
wanderern auf dem Arbeitsmarkt. 

Wie hat sich die situation der einwan-
derer auf dem Arbeitsmarkt über die 
Jahrzehnte entwickelt? eine Analyse der 
seit den 1970er-Jahren regelmäßig erho-
benen Daten aus dem mikrozensus gibt 
einen umfassenden Überblick. Die re-
präsentativen Daten ermöglichen es, 
Arbeitsmarktkennzahlen verschiedener 
Gruppen über lange Zeiträume zu ver-
gleichen, angefangen vor über 60 Jahren 
mit den sogenannten Gastarbeitern bis 
zu den jüngsten mi grationsströmen aus 
dem Nahen Osten und der Ukraine. Da 
die erwerbsbeteiligung von Frauen zwi-
schen den herkunftsländern stark vari-
iert, konzentriert sich unsere studie auf 
die entwicklung der erwerbsquoten und 
einkommen für männer.

eine erste zentrale Beobachtung ist, 
dass migranten insgesamt deutlich selte-
ner einen Job haben als einheimische glei-
chen Alters. Zehn Jahre nach Ankunft 
liegt ihre erwerbsquote im schnitt um 
zehn Prozentpunkte niedriger. Zur Ver-
deutlichung: Dies entspricht etwa dem 
Unterschied in der erwerbsquote zwi-
schen einheimischen ohne Berufsab-
schluss (85,1 Prozent) und solchen mit 
Uniabschluss (95,8 Prozent). entspre-
chend dieser Beschäftigungslücke ist auch 
die Abhängigkeit von sozialleistungen 
unter einwanderern im schnitt deutlich 
höher als unter einheimischen.

Die erfahrungen in Deutschland stehen 
im Gegensatz zu den UsA, wo einwande-
rer überdurchschnittliche Beschäftigungs-
quoten aufweisen. Die situation in 
Deutschland ist jedoch kein einzelfall: in 
anderen mittel- und nordeuropäischen 
ländern, wie Frankreich oder schweden, 
sind die Beschäftigungsquoten von ein-
wanderern der ersten und zweiten Gene-
ration ebenfalls niedrig. Angesichts dieser 
Beschäftigungslücken stellt sich auch die 
Frage, wie nachhaltig der Beitrag von mi -
gration zur Bewältigung des demographi-
schen Wandels sein kann: Die Auswirkun-
gen niedriger Geburtenraten und einer al-
ternden Gesellschaft können nur dann 
effektiv abgefedert werden, wenn einwan-
derer erfolgreich in den Arbeitsmarkt in-
tegriert sind.

eine zweite erkenntnis ist, dass die 
chancen, in Arbeit zu kommen, sich zwi-
schen verschiedenen einwanderergrup-
pen erheblich unterscheiden. so sind etwa 
die einwanderer aus den östlichen eU-
staaten zehn Jahre nach ihrer Ankunft 
ähnlich häufig beschäftigt wie gleichaltri-

Auch nach vielen 
Jahren in Deutschland 
finden migranten 
seltener eine stelle
 als einheimische. 
Diese Beschäftigungs -
lücke ist in den letzten 
Jahrzehnten deutlich 
gewachsen.
Von Paul Berbée und 
Jan Stuhler

Die schwierige Suche nach Arbeit

illustration Peter von tresckow

Große politische Umbrüche zeigen sich 
auch im Kleinen – zum Beispiel in der 
Wahl anderer Vornamen, die eltern ihren 
Kindern geben. Wenn sich eltern heute 
einen Namen für ihr Kind überlegen, 
schöpfen sie aus einem riesigen Fundus. 
Diverse Vornamenslexika informieren 
werdende eltern über das breite sorti-
ment. Die Vielfalt  war nicht immer so 
groß. An manchen Orten trug früher jedes 
dritte Kind denselben Vornamen. im spät-
mittelalter war der Name „Johannes“ so 
populär, dass vielerorts jeder dritte mann 
so hieß.  Derzeit ist Noah der beliebteste 
Jungenname, aber dennoch wurden nur 
1,4 Prozent aller im vergangenen Jahr ge-
tauften Jungen so genannt.

 Namen unterlagen zwar schon immer 
moden,  doch sie änderten sich früher nur 
langsam. Das änderte sich nach der Fran-
zösischen revolution.  Drei Wirtschaftshis-
toriker haben sich die Namenswahl in 
Deutschland genauer angesehen und da-
für den Zeitraum zwischen  dem Jahr 1700 
und dem Jahr 1850  unter die lupe genom-
men. Der trend zu immer individuelleren 
Namen zeigte sich schon damals. Dafür 
haben Davide cantoni (lmU münchen), 
cathrin mohr (Uni Bonn) und matthias 
Weigand (harvard)  mehr als 40 millionen 
Namen aus taufregistern der Kirchen in 
13.000 deutschen Ortschaften untersucht, 
grob erstreckt sich der Untersuchungs-
raum auf die heutigen Bundesländer Nord-

rhein-Westfalen, hessen, rheinland-Pfalz 
und Baden-Württemberg.  

ihre these: Der Zusammenbruch des 
heiligen römischen reiches Deutscher 
Nation in den Jahrzehnten nach der Fran-
zösischen revolution 1789 habe nicht nur 
die Gesellschaften grundlegend verändert, 
sondern auch dem Aufstieg des individua-
lismus einen großen schub verpasst. in et-
lichen Fürstentümern kamen neue herr-
scher an die macht, die jahrhundertelange 
regentschaften ablösten. Nach mehr als 
1000 Jahren erlosch 1806 das heilige rö-
mische reich, ein paar Jahre später bildete 
sich auf dem Wiener Kongress der Deut-
sche Bund. Verbunden war der politische 
Umbruch mit einer gesellschaftlichen mo-

dernisierung:  selbstverwirklichung und 
Kreativität wurden wichtiger, was sich 
deutlich an der Namensvergabe zeigt. in 
den Jahren zwischen der Französischen 
revolution und dem Wiener Kongress ha-
be die Namenskonzentration stark abge-
nommen – neue Namen kamen schneller 
auf als zuvor. Der häufigste Name war 
zwar noch immer Johannes, doch im Jahr 
1770 wurden fast 48 Prozent aller Jungen 
so getauft, im Jahr 1820 waren es nur noch 
knapp 27 Prozent. Die institutionelle in-
stabilität habe einen kulturellen Wandel 
ausgelöst, der „sich in einer hinwendung 
zu individualistischeren Namensgebungs-
mustern ausdrückt“, heißt  es in einem 
Arbeitspapier der drei Forscher. tine.  

Der lange Weg zu individuelleren Vornamen
Wirtschaftshistoriker zeigen den Aufstieg des individualismus zwischen 1700 und 1850 anhand der Namenswahl 

ge einheimische. Neuankömmlinge aus 
Nordwesteuropa weisen sogar eine höhere 
Beschäftigungsrate und deutlich höhere 
einkommen als der Durchschnittsdeut-
sche auf. Für einwanderer aus dem Nahen 
Osten und Afrika beträgt die Beschäfti-
gungslücke dagegen bis zu 20 Prozent-
punkte. Für viele Gruppen bestehen auch 
in der zweiten Generation noch erhebliche 
erwerbslücken. 

Diese Unterschiede zwischen den ein-
wanderergruppen lassen sich anhand we-
niger merkmale, wie dem Bildungsstand 
und dem Anteil von Geflüchteten, gut er-
klären. Der Arbeitsmarkterfolg verschie-
dener Gruppen erscheint also schon bei 
Ankunft vorhersagbar. Natürlich sind die-
se Beobachtungen retrospektiv und Vor-
hersagen aus der Wirtschaftsforschung ge-
nerell mit Vorsicht zu genießen. Wenn wir 
jedoch einen Blick in die Kristallkugel wa-
gen, implizieren die erfahrungen, dass 
sich die erwerbslücke der während der 
2015/16 Flüchtlingswelle eintreffenden 

einwanderer bei etwa 20 Prozentpunkten 
einpendeln wird. 

eine dritte erkenntnis ist, dass diese 
Beschäftigungslücken zwischen migran-
ten und einheimischen im laufe der Zeit 
stark gewachsen sind. Während einwan-
derer aus den 1960er- und 1970er-Jahren 
zehn Jahre nach Ankunft ähnlich häufig in 
Arbeit waren wie einheimische, ist die Be-
schäftigungslücke mittlerweile auf über 10 
Prozentpunkte angewachsen. Das lässt 
sich durch den gestiegenen Anteil von 
Flüchtlingen und der gegenüber einheimi-
schen geringen Bildung in neueren ein-
wandererkohorten erklären. Wenn man 
diese Faktoren herausrechnet, ist kein si -
gnifikanter trend in der Arbeitsmarktin-
tegration über die Zeit erkennbar.

Diese stagnation ist umso bemerkens-
werter, als sich die einwanderungs- und 
integrationspolitik im laufe der Zeit er-
heblich verändert hat. so wurden bei-
spielsweise der erwerb der deutschen 
staatsbürgerschaft oder die Anerkennung 

Einwanderung nach Deutschland 1976–2019
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Im Vorjahr angekommene Migranten (in 1000)

Anteil nach Bildungsabschlüssen
F.A.Z.-Grafik sjs.Quelle: ZEW

Das Familienunternehmen Freuden-
berg aus dem badischen Weinheim ist 
ein „hidden champion“. Bekannt ist 
das Unternehmen mit mehr als 50.000 
Beschäftigten  vor allem für die marke 
„Vileda“ mit  Wischmopps und Fenster-
putztüchern; der Konzern liefert aber 
auch Dichtungen, Filter, technische 
textilien und spezialchemikalien an 
die industrie. Gegründet wurde das 
Unternehmen einst als lederfabrik. 
Zum ersten mal hat das Unternehmen 
jetzt seine 175 Jahre währende Ge-
schichte vollständig  quellenbasiert auf-
arbeiten lassen. F.A.Z.-herausgeber 
carsten Knop und der Wirtschaftshis-
toriker Werner Plumpe haben dafür 
mehrere Jahre im Unternehmensarchiv  
recherchiert. F.A.Z.

Carsten Knop: freudenberg 1849 –2024: 
Ein Start-up der Revolution, Campus-Verlag, 
550 Seiten, 38 Euro.

S chwächere Wirtschaftsdaten aus 
den UsA und etwas höhere Zinsen 
in Japan haben die Finanzmärkte 

in Unruhe versetzt. Nach dem kometen-
haften Anstieg vieler Aktienkurse von 
ende Oktober bis mitte Juli kann eine 
Korrektur kaum überraschen. Allerdings 
könnte auch mehr dahinterstecken. 
ebenso wie beim letzten Kursrutsch im 
herbst 2023 fragen sich die 
märkte, ob die UsA in eine 
rezession abgleiten könnten. 

Ganz unberechtigt sind die-
se sorgen nicht. Die straffe 
Geldpolitik wirkt. Nach 
einem langen höhenflug ver-
lieren der Arbeitsmarkt und 
damit der Zuwachs der lohn-
einkommen in den UsA an 
schwung. steigende Ausfall-
raten bei Kreditkarten und 
Automobilkrediten deuten 
darauf hin, dass die hohen leitzinsen 
immer mehr Verbrauchern zu schaffen 
machen. sollten viele von ihnen aus 
Angst um ihren Arbeitsplatz oder wegen 
mangelnder Kreditwürdigkeit ihre Aus-
gaben einschränken, könnte die Kon-
junktur tatsächlich einbrechen.

Bisher zeichnet sich dies jedoch nicht 
ab. Die Zahl der menschen, die ihren 
Arbeitsplatz verlieren, ist weiterhin ge-
ring. Für ein echtes Angstsparen gib es 
bisher keinen Grund. Die investitions-
bereitschaft der Unternehmen ist unge-
brochen, unterstützt auch durch großzü-
gige steueranreize. Da Unternehmen – 
anders als am ende früherer Auf-
schwungsphasen – keine Überkapazitä-
ten aufgebaut haben, müssen sie jetzt 
nicht kürzertreten. stattdessen sorgen 
technologische Durchbrüche beispiels-
weise im Bereich Künstlicher intelligenz 
für einen erhöhten Bedarf an investitio-
nen unter anderem in software. Vor al-
lem aber gibt die Us-Fiskalpolitik im 
Wahljahr weiterhin Gas. Die öffentli-

chen investitionen legten inflationsbe-
reinigt im zweiten Quartal um 9,5 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr zu, getrie-
ben vor allem durch einen von der Bun-
desregierung finanzierten Boom der 
investitionen auf Gemeindeebene.

Während der private Verbrauch im 
zweiten halbjahr erheblich an schwung 
einbüßen dürfte, sollten diese Gegen-

kräfte ausreichen, eine rezes-
sion zu verhindern. stattdes-
sen rechnen wir von  mitte 
2024 an mit moderatem 
Wachstum, das aber deutlich 
unterhalb der trendrate von 2 
Prozent liegen dürfte.

 Auch in den UsA ist   die in-
flation noch nicht endgültig 
besiegt, aber  mittlerweile so 
weit unter Kontrolle, dass die 
Us-Notenbank den Fuß von 
der geldpolitischen Bremse 

nehmen kann. Wir erwarten, dass sie 
von  september an bei jeder der fünf 
kommenden sitzungen ihren leitzins 
um jeweils  einen Viertelprozentpunkt 
senken wird. Dies wird dazu beitragen, 
dass die Konjunktur im laufe des kom-
menden Jahres wieder an Fahrt aufneh-
men kann. Und sollte die Us-Wirtschaft 
zwischenzeitlich doch erheblich mehr 
schwächeln als erwartet, könnten die 
Währungshüter ihre geldpolitischen Zü-
gel sogar  schneller lockern, um eine re-
zession zu vermeiden oder zumindest 
schnell wieder zu beenden. 

Für Deutschland enthalten die Us-
Daten jedoch eine unangenehme Bot-
schaft. Während der Dienstleistungssek-
tor in den UsA weiter auf Wachstums-
kurs ist, hat sich die lage in der für die 
deutsche Ausfuhr wichtigen industrie 
deutlich eingetrübt. manchen deutschen 
exporteuren könnte hier für einige Zeit 
der Wind ins Gesicht blasen. 

Der Autor ist Chefvolkswirt bei Berenberg.
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Sommergewitter
Von Holger Schmieding
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